
für das Nachschlagewerk! nein 
für die Sammlung! nein
für die Fachpresse! nein

Gesetz: BGB, § 249; ZPO, §§ 566, 331, 91 a. 
Leitsätze:

K e i n e  .

Aktenzeichen; 2 AZB 300/55
Urteil des BAG vom 2o. März 1958 LAG Hamm
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Io Ber iClageanspruch zu 1) gegen den Belclagten Hose 
ist in der Hauptsache erledigt„

20 Auf die Anschlußrevision der Klägerin wird das 9 
des Bandesarbeitsgerichts - 2= Kammer - in Harn 
(Weotf. ) vom 15. iaärz 1955 - 2 Sa 19o/54 - auf ge 
soweit es über den Klageantrag zu 2) und. über ui 
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anderweiten Verhandlung und Entscheidung, auch u 
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Tat Td e s t and.

I. Die Klägerin betreibt eine Brauerei, in der der Be­
klagte zu 1) als erster Braumeister und technischer Be­
triebsleiter mit Prokura und der Beklagte zu 2) als Brau­
er tätig waren. Der Beklagte zu 2) war zugleich Betriebs­
rat s vor sitzender o

Als die Klägerin dem Beklagten zu 1) am 18. Juni 1953 
befristet zum 3o. September 1953 kündigte, ging bei dem 
Vorsitzer des Aufsichtsrats der Klägerin am 22„ Juli 1953 
ein von deia Beklagten zu 2) übersandtes und von 21 Gast­
wirten unterzeiehnetes Schreiben ein, worin die Gastwirte 
androhten, ihre geschäftlichen Beziehungen zu der Kläge­
rin abzubrechen, sofern ihnen nicht binnen 14 Tagen mit­
geteilt werde, daß die Klägerin die Kündigung des Beklag­
ten zu 1) rückgängig gemacht habe. Die Sammlung der Unter­
schriften der Gastwirte war von dem Pförtner der Klägerin, 
namens Ozygus, durchgeführt worden. Daraufhin kündigte die 
Klägerin dem Beklagten zu 1) am lo. September 1953 und dem 
Beklagten zu 2) am 27. Pebruar 1954 fristlos. Die gegen 
die Kündigungen seitens der beiden Beklagten erhobenen 
Klagen sind in drei Vorprozessen rechtskräftig abgewiesen 
worden.
II. Die Klägerin hat behauptet, die vier Gastwirte Kruse, 
Landau, Goldberg und Heuhaus, die das Schreiben'von 22. Ju­
li 1953 ebenfalls unterschrieben hatten, hätten auf Veran­
lassung der Beklagten den Bierbezug bei der Klägerin ein­
gestellt, wodurch ihr ein Schaden entstanden sei. Sie hat 
den Verdienstausf all aus ent gangerem Bierbezug der genann­
ten vier Gastwirte für die Zeit vom 1. August 1953 bis
zum 3o. September 1953 auf 1.809,28 DM beziffert und von 
den Beklagten als Gesamtschuldnern die Zahlung dieses Be­
trages sowie die Beststellung begehrt, daß die Beklagten 
als Gesamtschuldner auch zum Ersatz des der Klägerin nach 
dem 3o. September 1953 entstehenden Schadens verpflichtet 
sind.

Die Beklagten haben zu ihrem Klageabweisungsantrag be­
hauptet, an der Untersehriftenaktion und dem Einoteilen
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des Bierbezuges durch die Gastwirte seien sie nicht be­
teiligt gewesen. Der Beklagte zu 1) hat weiter behauptet, 
davon habe er erstmalig am 9° Oktober 1953 erfahren. Er 
habe dann vergeblich versucht, den ihm bekannten Gastwirt 
neuhaus zu bewegen, den Bierbezug bei der Klägerin wieder 
auf sunehiaen.
III. Bas Arbeitsgericht hat die Klage in vollem Umfang ab­
gewiesen. Das Landesarbeitsgericht hat die Beklagten an­
tragsgemäß als Gesamtschuldner zur Zahlung verurteilt, aber 
die Feststellungsklage abgewiesen. Hiergegen hat der Be­
klagte zu 1) Revision mit dem Ziele der völligen Klageab­
weisung eingelegt. Insoweit ist der Rechtsstreit von der 
Klägerin und dem Beklagten zu 1) übereinstimmend in der 
Hauptsache für erledigt erklärt worden, wobei sie hinsicht­
lich der Kosten des in der Hauptsache erledigten feiles des 
Rechtsstreits wechselseitig beantragt haben, sie dem jeweil 
anderen feil aufzuerlegen. Mit der Anschlußrevision hat die 
Klägerin ihren PestStellungsantrag gegen beide Beklagten 
weiterverfolgt und gegen den in der Revisionsinotans nicht 
durch einen Rechtsanwalt vertretenen Beklagten zu 2) Ver­
säumnisurteil beantragt.

Entsehe idmigsgründe.
I. Soweit die Klägerin und der Beklagte zu 1) den gegen 
den Beklagten zu 1) gerichteten Klageanspruch zu 1 überein­
stimmend in der Hauptsache für erledigt erklärt haben, ist 
das auch in der Revisionsinstanz zulässig (BAG 3? 265;
BAG, 2. Senat vom 18, 2. 1957 - 2 AZR 231/56 -, AB Br. 2 
zu § 91 a ZPO mit zust. Anm. von Pohle in AP Kr. 1 und
Hr„ 2 zu § 91 a ZPO). Es ist zulässig und dient der Klar­
stellung (vgl. Stein-Jonas, ZPO, 18. Aufl., § 91 a,
Anm. YI 5), auch im Urteil des Revisionsgerichts ausdrück­
lich auszusprechen, daß der Klageanopruch zu 1 gegen den 
Beklagten zu 1) in der Hauptsache erledigt und insoweit 
das angefochtene Urteil gegenstandslos ist.
II. Die Abweisung des Feststellungsantrageo der Klägerin 
gegen den Beklagten zu_ 1)_ ist fehlerhaft.

— A —
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1. Der Pest stellunggantrag der Klägerin gegen beide Be­
klagte ist von den Landesarbeitsgericht mit der Begrün­
dung abgewiesen worden, es fehle an dem rechtlichen In- 
teresse der Klägerin an der alsbaldigen Pest Stellung,,
Dazu sei notwendig gewesen, daß die Klägerin dargelegt 
hätte, inwieweit Anhaltspunkte für die Entstehung eines 
künftigen Schadens schon jetzt vorlägen. Das sei nicht 
geschehen; denn hinsichtlich der hier in Hede stehenden 
vier Gastwirte sei der der Klägerin entstandene Schaden 
abgeschlossen und die Möglichkeit eines weiteren Scha­
dens der Klägerin nicht erkennbar, weil die vier Gast­
wirte ihren Bierbezug nur für den angegebenen Zeitraum 
eingestellt hätten. Da bezüglich weiterer Gastwirte
von der Klägerin nichts vorgetragen sei, sei kein An­
haltspunkt dafür gegeben, wieso der Klägerin aus dem von 
ihr behaupteten Verhalten der Beklagten noch ein Scha­
den entstehen könne. Daher sei "das Feststellungsbegehren 
der Klägerin nicht gerechtfertigt".
2, Die hiergegen erhobene Rüge der Klägerin, das Landes­
arbeitsgericht habe seiner Entscheidung in unzulässiger 
Weise sowohl prozessuale wie materiellrechtliche Erwä­
gungen zugrunde gelegt, ist begründet.
a) Ausweislich des Tatbestandes des angefochtenen Ur­
teils hatte die Klägerin zu ihrem Feststellungsantrag 
nämlich behauptet, der aus dem Verhalten der Beklagten 
ihr entstandene Schaden sei noch nicht zu übersehen. Da­
mit meinte die Klägerin erkennbar sowohl den Verdienst­
ausfall, der ihr aus dem Abspringen der vier genannten 
Gastwirte nach dem 3o. September 1953 entstand, aber auch 
den Schaden, der ihr daraus entstand, daß andere Gastwirte 
abgesprungen waren oder auf Grund des von ihr beanstan­
deten Verhaltens der Beklagten künftig noch abspringen 
würden. Auch ihre im Tatbestand des angefochtenen Urteils 
durch Bezugnahme auf die zweitinstanzlichen Prozeßakten 
gedeckten Ausführungen sind bei sachgerechter Auslegung 
dahin zu verstehen, daß sie behauptete, seit der den Be­
klagten vorg.ev/orfenen Aktion bezögen die vier dort genann­
ten Gastwirte bei ihr kein Eier mehr.
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5 5 0 n
b) Demnach hatte die Klägerin ein rechtliches Interesse 
an der alsbaldigen Feststellung darüber, ob die Beklagten 
verpflichtet•waren, auf Grund des ihnen von der Klägerin 
vorgeworfenen Verhaltens auch einen weiteren dadurch ent­
standenen Schaden der Klägerin zu ersetzen. Wenn auch ein 
Teil des Schadens der Klägerin inzwischen - über den ge­
stellten Zahlungsantrag hinaus - übersehbar geworden war 
•und insoweit hätte leistungsklage erhoben werden können, war 
sie dazu doch nicht verpflichtet. Sie konnte vielmehr an 
der erhobenen Feststellungsklage festhalten, ohne daß es 
auf die Entwicklung des Schadens während des Rechtsstreits 
ankam (BAG, 2. Senat vom 28.12„1956 - 2 AZR 132/56 - in 
AP Nr. 5 zu § 256 ZPO mit zust. Anm„ von Pohle).

Unter diesen Umständen durfte das Landesarbeitsgericht
das Feststellungsinteresse der Klägerin nicht mit der 
- zudem durch nichts näher belegten und daher unverständ­
lichen - Begründung verneinen, die vier genannten Gastwirte 
hätten nur für den angegebenen Zeitraum den Bierbezug ein­
gestellt, und, da bezüglich der weiteren Gastwirte nichts 
von der Klägerin vorgetragen sei, sei ein künftiger Schaden 
der Klägerin nicht zu erkennen. Die Frage, ob ein weiterer 
auf das beanstandete Verhalten der Beklagten surückzufähren­
der Schaden der Klägerin gegeben war oder künftig droir 
ist mit der Frage des Feststellungsinteresses im Sinne

fce,
des

§ 256 ZPO nicht 
Sinne des § 256

identisch. Beim Feststellungsintereose im
ZPO handelt es sich,nach ganz herrschender

Meinung in Literatur und Judikatur um eine pros_e/Voraus­
setzung (vgl. statt aller: Stein-Jonas, ZPO, 18. Auf1.,
§ 256 Anm. III zu Fußnote 51 mit Nachweisen sowie Ann.IV 1). 
Die Frage, ob eine Verpflichtung zum Schadensersatz jetzt 
oder künftig besteht, gehört zur materiellen Begliun/etheit 
der Klage (vgl. Pohle in AP Anm. zu Nr. 5 zu § 256 ZPO), 
weil gerade Gegenstand der Feststellungsklage ist, ob ein 
Rechtsverhältnis zwischen den Parteien besteht, das die
beklagte Partei verpflichtet, einen bereits eingetrerene 
oder einen künftig noch eintretenden Schaden der Kläger!n
zu ersetzen (vgl. Stein-_Jonas_, aaO, § 256 Anm 
hat das .Landesarbeitogericht In nicht mehr zu

Ix 4*). - D gicies 
unters chei-
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dender Weiße vermischte Darin liegt eine Verletzung des 
§ 256 ZPOo Auf dieser Gesetzesverletzung beruht auch die 
Abweisung der Feststellungsklage gegen den Beklagten zu 1)0 
Denn die Ent scheidungsgründe des landesarbeitegerichte 
sind so widerspruchsvoll und lückenhaft, daß nicht er­
kennbar ist, ob sich seine Entscheidung auf tatsächliche 
oder rechtliche Erwägungen stützt und von welchen Erwä­
gungen es eigentlich ausgegangen ist. 1s ist daher mög­
lich, daß es bei richtiger Prüfung zu einem anderen als 
dem von ihm angenommenen Ergebnis gekommen wäre, was 
allein schon die Annahme rechtfertigt, daß die getroffene 
Entscheidung auf der Rechtsverletzung des § 256 ZPO im 
Sinne des § 549 Abs. 1 ZPO beruht (vgl. Stein-Jonas, aaO,
§ 549 Anm. VI zu Fußnote lo7). Hinsichtlich der Abweisung 
der Peststellungsklage gegen den Beklagten zu 1) macht 
das, da die Voraussetzungen des § 565 Abs. 5 Ziff. 1 ZPO 
für eine eigene Entscheidung durch das Revisionsgericht 
nicht vorliegen, gemäß § 564 Abs. 1, § 565 Abs.l ZPO die 
Aufhebung des angefochtenen Urteils und die Zurückverwei­
sung der Sache zur anderweiten Verhandlung und Entschei­
dung an das Landesarbeitsgericht notwendig.
3. Piir die erneute Verhandlung und Entscheidung besteht 
nach dem Inhalt des angefochtenen Urteils Veranlassung, 
das Landesarbeitsgericht auf folgendes hinzuweisen:
a) Bei seiner Entscheidung darüber, ob der Beklagte zu 1) 
auf Zahlung im Sinne des Klageantrages zu 1 in Anspruch 
genommen werden könne, ist das Landesarbeitsgericht zu 
seinem bejahenden Ergebnis mit der bloßen Begründung ge­
kommen, der Beklagte zu 1) habe schuldhaft gegen seine ar­
beitsvertraglichen Dreuepflichten verstoßen, wenn er trotz
Anfang Juli 1953 erlangter Kenntnis von der gegen die Klä-

nygerin laufenden Unters ehrifteaktion dagegen nicht vorge­
gangen sei.
b) Mit dieser Begründung wird es sich bei seiner erneuten 
Entscheidung über die Peststellungsklage der Klägerin gegen 
den Beklagten zu 1) nicht ohne Rechtsverstoß begnügen dürfen. 
Denn auch ein pflichtwidriges und schuldhaftes Untätigblei­
ben des Beklagten zu 1) verpflichtet diesen aus dem Ge-
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sichtspunkt der Vertragsverletzung nur dann der Klägerin 
zum Schadenersatz, wenn bei richtigem und pflichtgemäßen 
Verhalten des Beklagten zu 1) die liier in Rede stehenden 
Gastwirte ihrerseits den Bierbezug bei der Klägerin nicht 
eingestellt haben würden» Tür eine solche Annahme fehlen 
aber die erforderlichen tatsächlichen Feststellungen durch 
das Landesarbeitsgericht. Seine Feststellungen lauten näm­
lich lediglich dahin, der Pförtner Ozygus habe, ohne daß 
sich ein Auftrag seitens des Beklagten zu 1) hierzu nach- 
weisen lasse, von sich aus die vier Gastwirte zur Ein­
stellung des Bierbezuges veranlaßt, und der Beklagte zu 1) 
habe das Ihil Anfang Juli bekanntgewordene Verhalten des 
Ozygus gebilligt. Daraus ergibt sich aber kein Anhalt dafür, 
daß der Beklagte zu 1), als er von dem Verhalten des Ozygus 
erfuhr, bei pflichtgemäßem Verhalten durch entsprechende 
Unterrichtung der Klägerin oder durch Gegenvorstellungen 
bei den hier in Rede stehenden vier Gastwirten hätte er­
reichen können, daß diese die Abbestellung des Bieres bei 
der Klägerin unterließen bzw. rückgängig machten. Hit der 
Feststellung, der Beklagte zu 1) habe Anfang Juli von der 
Aktion des Ozygus erfahren und sich anschließend daran 
billigend passiv verhalten, ist noch nicht einmal ge sagt, 
daß er gewußt hat, daß unter den zu seinen Gunsten handeln­
den Gastwirten sich die hier in Rede stehenden vier Gast­
wirte befunden haben. Selbst aber wenn das festgestellt 
wäre, würde das nichts darüber aussagen, ob der Beklagte 
zu 1) bei pflichtgemäßem Handeln die vier Gastwirte hätte 
ums tinmen können. Eine solche Ilöglichkeit ist keineswegs 
selbstverständlich, wie der Umstand ergibt, daß dem Be­
klagten zu 1) bei dem Gastwirt Ueuhaus nach den Feststel­
lungen des Landesarbeitsgerichts ein solcher Umstimmungs- 
versuch nicht gelungen ist. Eine solche Umstimmung der 
Castwiite konnte zudem deswegen auf Schwierigkeiten stoßen, 
weil diese sich, nachdem sie einmal bei der Klägerin den 
Bezug eingestellt hatten, für den hier in Betracht kommen­
den Zeitraum möglicherweise anderweit eingedeckt oder bei 
anderen Firmen Bestellungen aufgegeben hatten.
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Somit ergibt sich, daß die Kausalität der pflicht­
widrigen und schuldhaften Vertragsverletzung des Beklag­
ten zu 1) für den von der Klägerin geltend gemachten 
gehuden nicht festgestellt ist, also auch über die Fest­
stellungsklage der Klägerin gegen den Beklagten zu l) 
deshalb nicht ohne eine solche Feststellung aus dem Ge­
sichtspunkt der schuldhaften Vertragsverletzung des Be­
klagten zu 1) erkannt werden kann.
e) Auch soweit für die Feststellungsklage der Klägerin 
in Betracht zu ziehen ist, ob sich der Beklagte zu 1) 
durch sein pflichtwidriges Unterlassen einer eigenen un­
erlaubten Handlung im Sinne des § 823 Abs. 1 BGB wegen 
rechtswidriger und schuldhafter Beeinträchtigung des Ge­
werbebetriebes der Klägerin oder nach § 826 BGB wegen 
sittenwidriger vorsätzlicher Schädigung der Klägerin schul­
dig machte, setzen auch diese Vorschriften grundsätzlich 
voraus, daß ein pflichtgemäßes Handeln des Beklagten zu 1) 
den Schaden der Klägerin hätte verhindern können, daß Un­
tätigkeit des Beklagten zu 1) also für den hier geltend 
gemachten Schaden der Klägerin kausal war.
d) Auch um die Feststellungsklage der Klägerin aus dem 
Gesichtspunkt des § 83o Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 BGB als 
gerechtfertigt anzusehen, werden die vom Landesarbeitsge­
richt bisher getroffenen tatsächlichen Feststellungen 
nicht ausreichen.

Hach § 83o Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 83o 
Abs. 2 BGB liegt eine gemeinschaftlich begangene uner­
laubte Handlung schon dann vor, wenn jemand als Mittäter,
Gehilfe oder Anstifter sich an der unerlaubten Fat eines n mitanderen beteiligt, wobei Mittäter, Gehilfen und Anstifter
die Begriffe der §§ 47 - 49 StGB verwendet sind (BGH, IIJW 
1953, 499 h”5ooJ/; RGKK, lo. Aufl., § 83o Bern. 1 und 5; 
Oertmann, § 83o Anm. 1 und 3). In einem solchen Fall ist 
nicht erforderlich, daß das Handeln des Mittäters, Gehil­
fen oder Anstifters für den durch eine unerlaubte Hand­
lung entstandenen Schaden ursächlich war. Eine solche Kau­
salität wird aber gegen den Mittäter, Gehilfen bzw. An-
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Stifter deshalb vom Gesetz als gegeben angenommen, weil er 
sich mit der unerlaubten Handlung eines anderen in der Horm 
der Mittäter- bzw. Gehilfen- oder Anstifterschaft verbunden 
hat (vgl. Enneccerus-Lehmann, Recht der Sehuldverhältnisce, 
14 o Bearbeitung, 1954, § 247 I I S .  962; Pa^andt_, 16. Auf 1., 
1957, § 83o Anm» 1 und 2; RGEK, aaO, § 83o Anm„ 2 - 4 ; 
Staudinger;, 9. Aufl., § 83o Anm. 2).

Hierauf kann es aber nur dann ankommen, wenn der Be­
klagte zu 1) Mittäter oder Gehilfe zu einer unerlaubten 
Handlung des Ozygus im Sinne des § 823 Abs. 1 BGB, § 823 
Abs. 2 BGB in Verbindung mit § 24o StGB oder im Sinne des 
§ 826 BGB war; Anstifterschaft des Beklagten zu 1) scheidet 
schon nach den tatsächlichen Feststellungen des Landesar- 
beitogerichts deshalb aus, weil dem Beklagten zu 1) nicht 
nachgewiesen ist, daß er den Ozygus zu der Aktion veranlaßt 
hat.

In der pflichtwidrigen Passivität des Beklagten zu 1) 
nach Erlangung der Kenntnis von der Aktion des Ozygus An­
fang Juli 1953 und in der vom Landesarbeitogericht angenom­
menen "Billigung" des Verhaltens des Ozygus durch den Be­
klagten zu l) kann aber nur dann eine intellektuelle Mit­
wirkung an fremder lat, die für die Annahme von Mittäter­
schaft oder Gehilfenschaft des Beklagten zu 1) ausreichen 
müßte (vgl. BGH, HJW 1953, 499 zT"500._7), gesehen werden, 
wenn darin eine irgendwie geartete, wenn auch nur z.3. 
durch Ermunterung geschehene Unterstützung fremder i'at 
lag, die ihrerseits zu dem hier, in Rede stehenden Scha­
den der Klägerin führte. Baß dies aber überhaupt geschehen
wäre, hat das Landesarbeitsgericht nicht festgestellt.
Seine im Zusammenhang mit der Frage, ob der Beklagte zu 1) 
Ozygus angestiftet hat, angestellten Erwägungen, Ozygus habe
ohne weiteres angenommen, sein Verhalten werde von dem Be­
klagten zu 1) gebilligt, lassen durchaus offen, ob die 
vom landesarbeitsgericht angenommene "Billigung" nach außen 
hin überhaupt in Erscheinung getreten und von den übrigen 
an der Aktion Beteiligten als intellektuelle Unterstützung 
ihrer Tat empfunden worden ist. Ohne eine solche Fest­
stellung ist die Annahme einer Mittäterschaft oder Gehilxen-
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schaft des Beklagten zu 1) auch bei weitester Auslegung des 
Täterbegriffes nicht möglich, weil sonst bereits der böse 
innere Gedanke eines Menschen bewertet würde, was nicht 
angängig ist. Hinzu kommt aber noch, daß auch die Bejahung 
einer Mittäterschaft bzw. Gehilfenschaft des Beklagten 
zu 1) an einer unerlaubten Handlung des Ozygus oder eines 
anderen auch dann nur zu einer Schadensersatzpflicht de3 
Beklagten zu 1) führen könnte, wenn die Beteiligung des 
Beklagtcn zu 1) schon zu einer Zeit geschah, als die vier’ 
Gastwirte noch nicht abgeworben worden waren. Denn auch 
die durch § 83o Abs. 1 Satz 1 und Abs- 2 BGB fingierte 
Kausalität des Mittäters bzw. Gehilfen führt nur dann zu 
einer Schadeneersatzpflicht, wenn die Tatbeteiligung zu 
einer Zeit geschah, ehe die unerlaubte Handlung vorgenom­
men war. Auch hierüber enthält das Urteil des Bändesar- 
beitsgerichts bisher keinerlei Feststellungen.
e) Schließlich wird jede etwaige Schadensersatzpflicht 
des Beklagten zu 1) noch unter dem Gesichtspunkt zu erör­
tern sein, inwieweit der Klägerin gemäß § 254 BGE eine 
schuldhafte MitVerursachung zur last fällt, wenn sie selbst 
es unterließ, den Schadenumfang durch geeignete Maßnahmen, 
Zo Bo durch entsprechende Aufklärung der Gastwirte, einzu- 
sebränken.
III. Der .Antrag der Klägerin auf Erlaß eines Versäumnisur­
teils gegen den Beklagten zu 2)_ im Sinne ihres auch gegen 
ihn gerichteten lestStellungsantrages war gemäß § 557 ZPO 
in der dort vorgeschriebenen entsprechenden Anwendung des 
§ 551 ZPO darauf zu prüfen, ob und inwieweit das in der 
Kevisionssckrift enthaltene Vorbringen der Klägerin ihr Be­
gehren rechtfertigt, wenn dabei ihr tatsächliches Vorbrin­
gen im Sabinen des § 561 ZPO berücksichtigt wird ( Stein- 
Jonas, aaO, § 566 Anm. III 2; Baumbach-Lauterbach, ZPO,
24. Auf1., 1957, § 557 Anm. 2j Wieezorek, ZPO, § 566 
Arm. D III b 3). Die berechtigten Angriffe der Klägerin 
gegen die oben zu Ziffer II 2 der Entscheidimgsgründe be­
reits erörterte Verletzung des § 256 ZPO durch das Landes­
arbeitsgericht rechtfertigt die Aufhebung des angefochte­
nen Urteils nach § 564 Abs. I ZPO. Eine Sachentscheidung
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nach § 565 Abs» 3 Ziffer 1 ZPO ist jedoch dem Revisions^0- 
rieht auch im Versäumnisverfahren deshalb verwehrt, weil 
das nur im Rahmen des § 561 ZPO au berücksichtigende tat­
sächliche Vorbringen der Klägerin keine genügende Grundlage 
für die Beurteilung bietet, inwieweit das gegen den Be­
klagten zu 2) festgesteilte Verhalten für den von der Klä­
gerin mit ihrem Feststellungsantrag verfolgten Schaden ur­
sächlich und das Verhalten der Klägerin dafür schuldhaft 
mitursächlich war» Wegen dieses, weder vom Landesarbeitsge­
richt noch von den Parteien überhaupt erkannten, unter 
Umständen aber entscheidenden Gesichtspunktes kann zur Ver­
meidung von Wiederholungen auf die obigen Ausführungen zu 
Ziffer II 3 der' Entscheidungsgründe dieses Urteils verwie­
sen werden» Die Sache ist deshalb auch, soweit es um den 
PestStellungsantrag der Klägerin gegen den Beklagten zu 2) 
geht, gemäß § 565 Abs» 1 ZPO zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung an das Landesarbeitsgericht zurückzuverwei­
sen, das bei seiner Entscheidung auch für den Beklagten zu 
2) die oben zu Ziffer II 3 der Ent scheidungsgr Linde dar ge­
legten rechtlichen Gesichtspunkte zu beachten hohen wird»
IV» Das Berufungsgericht hat über die Kosten der Revision 
zu entscheiden, dazu aber auch die Kostenentscheidung zu 
treffen, die sich nach Maßgabe des § 91 a ZPO daraus er­
gibt, daß der Klageantrag zu 1 der Klägerin gegen den Be­
klagten zu 1) in der Revisionsinstanz in der Hauptsache 
für erledigt erklärt worden ist» Das Revisionsgericht kann 
die Entscheidung nach § 91 a ZPO selbst nicht treffen, weil 
ein feil des Rechtsstreites der Sache nach noch nicht ent­
schieden ist und daher zur Zeit nicht beurteilt werden kann, 
wie sich die nach § 91 a ZPO zu treffende Kostenentscheidung 
anteilmäosig auf die Gesamtkosten des Rechtsstreites auswirkt 
(Stein-Jonas, aaO, § 91 a Ann» VII»
gez» Dr. Berger gez« Dr» Stumpf
zugleich für den 
beurlaubten Bundes- 
2’ichter Dr» Schröder

Dr» Müller Wendel.
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